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Zusammenfassung 
In den vergangenen Monaten wurde insbesondere durch Arbeitsgruppen der Behörde für 
Bildung und Sport, durch den Arbeitskreis Bildung der Hamburger Wirtschaft (unter 
Federführung durch die Handelskammer Hamburg) und durch gemeinsame Projektgruppen das 
gesamte System der Berufsbildung in schulischer Verantwortung auf den Prüfstand gestellt. Ziel 
der jetzt eingeleiteten umfassenden Reform ist es, die Qualität der beruflichen Bildung und die 
Zahl der Ausbildungsplätze zu steigern. Dafür sollen, entsprechend der Koalitionsvereinbarung, 
branchenbezogene Berufsbildungszentren mit dem Titel „Berufsbildende Schulen Hamburg 
(BSH)“(Arbeitstitel) geschaffen werden, die bei einer dezentralen Gestaltung eine umfassende 
Selbststeuerung und eine optimale Größe haben, weit stärker als bisher eine Mitwirkung der 
Wirtschaft ermöglichen und insgesamt das Ansehen des Lernortes Schule ist Rahmen der 
Berufsbildung verbessern.  
 
Die hier vorgelegten Eckwerte zeigen auf, welche bildungspolitischen Ziele verfolgt werden und 
welche Maßnahmen zur Umgestaltung der Berufsbildung in schulischer Verantwortung 
getroffen werden sollen. Die in Kurzform „Projekt BSH“ genannten 3 Reformbereiche könnten 
theoretisch isoliert, wegen der ihnen innewohnenden Interdependenzen aber besser 
gemeinsam betrachtet werden: 
Rechtlich-betriebswirtschaftliche Struktur des beruflichen Schulwesens im Hinblick auf 
Steuerungssystem, Informationsmanagement, personelle und sächliche Ressourcen 
der BSH sowie auf Trägerschaft und Rechtsform. 
Größe, Standorte und Bildungsgänge der BSH 
Angebot an Bildungsgängen des beruflichen Schulwesens in Hamburg und ihre 
Gestaltung. 
 
Die Reformvorschläge zielen vor allem auf 
eine Qualitätsverbesserung der Berufsbildung i.S. der Förderung einer umfassenden 
Handlungskompetenz junger Menschen in beruflicher, gesellschaftlicher und privater 
Hinsicht, 
die Stärkung der Leistungsfähigkeit des Standortes Hamburg durch eine höhere 
Attraktivität des Berufsbildungssystems und ein adäquat ausgebildetes 
Fachkräftepotenzial, 
die Schaffung von Bildungsgängen und Organisationsformen, die Synergieeffekte 
ermöglichen und damit zur Ressourcenschonung beitragen, 
die Steigerung der Attraktivität der dualen Berufsausbildung, um insb. durch 
verbesserte Kundenorientierung mehr Betriebe zur Berufsausbildung zu bewegen und 
die Attraktivität der Absolventen für ihre zukünftigen Arbeitgeber zu steigern. 
 
Hinsichtlich Rechtsform und Trägerschaft scheinen die bisherigen Regelungen - auch vor dem 
Hintergrund der Entwicklungen in anderen Ländern - nicht ausreichend zur Zielerreichung 
geeignet zu sein. Nach Untersuchung realistischer Alternativen stellt die Zusammenfassung 
beruflicher Schulen zu Berufsbildungszentren (BSH) und die möglichst weit gehende 
Verlagerung von Kompetenzen auf diese BSH eine angemessene und zielgerichtete 
Weiterentwicklung dar. Diese selbstverantwortlichen BSH bleiben rechtlich unselbständige 
Anstalten öffentlichen Rechts ohne Dienstherren-Eigenschaft. Die über Kontrakte durch die 
Stiftung Berufliche Schulen Hamburg (SBSH; Arbeitstitel) gesteuerten BSH werden unter Hinzu-
ziehung eines kaufmännischen Leiters professioneller geführt und eine umfassende 
Budgetverantwortung über ein Globalbudget erhalten. In den Organen der BSH wird die 
Wirtschaft durch Ausbildungsbetriebe, branchenspezifische Kammern und Fachverbände mit 
gewichtigem Einfluss ausgestattet. 
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Angestrebt wird eine Global- und Outcomesteuerung des beruflichen Schulwesens; 
diese ersetzt die bisherige input-orientierte Steuerung. Das Steuerungskonzept umfasst 
auf Satzungen aufbauende Kontrakte zwischen BBS und SBSH einerseits sowie 
zwischen SBSH und BSH andererseits. Die Ziel- und Leistungsvereinbarungen 
beinhalten auch ein geregeltes Berichtswesen, eine externe Evaluation durch die 
Schulinspektion und ein BSH-internes Qualitätsmanagement-System, das mit einem 
kontinuierlichen Verbesserungsprozess verbunden wird.  
 
Es soll die größtmögliche Personalhoheit auf der Ebene der BSH erreicht werden. Die 
Einstellung der Schulleiter erfolgt durch die SBSH. Im übrigen liegt lediglich die 
verfahrensmäßige Abwicklung der Einstellung und Verwaltung schulischer Mitarbeiter 
bei der SBSH. Am Beamtenstatus bisheriger Lehrkräfte wird sich nichts ändern. Über 
den Status künftiger Beschäftigter wird in Abstimmung mit den Regelungen anderer 
Bundesländer zu entscheiden sein. Monetäre Leistungsanreize können im 
größtmöglichen Umfang angewandt werden. Jedes BSH wird für Personalführung und –
entwicklung selbst verantwortlich und erhält die dafür notwendigen Ressourcen. Die 
Mitbestimmung richtet sich nach dem Personalvertretungsrecht.  
 
Die SBSH und jedes BSH erhalten ein Globalbudget, das sich aus Sockelbeträgen und 
teilnehmerbezogenen Stundensätzen zusammensetzen wird. Im Globalbudget sind 
insb. enthalten die Bezüge, Altersvorsorge, Investitions- und Unterrichtsmittel, Abschrei-
bungen, Bauunterhaltungs- und Bewirtschaftungskosten. Das Budget wird auch Erfolgs- 
und Innovationskomponenten enthalten. Durch die Einführung eines kaufmännischen 
Rechnungswesens wird eine transparente und effiziente Steuerung der BSH erleichtert. 
Da die Finanzierung in Form gesetzlicher Leistungen erfolgt, ist auch mittelfristig eine 
Planungssicherheit gewährleistet. 
 
Wesentliche Kriterien für die Bildung der BSH sind Branchenbezug, Ausgewogenheit des Bil-
dungsangebots, bauliche Gegebenheiten, dezentrale Strukturen, für ein effektive Arbeit 
sinnvolle Überschaubarkeit (keine „Mammutzentren“) und für eine professionellere Leitung 
optimale Betriebsgröße. Die Konkretisierungen sollen unter Einbeziehung der bisherigen 
Schulen und der Ausbildungsbetriebe vorgenommen werden. 
 
Träger der BSH wird eine neu zu gründende „Stiftung Berufliche Schulen Hamburg" (SBSH, 
Arbeitstitel), in deren Organen die ausbildende Wirtschaft und der Staat in etwa gleichgewichtig 
vertreten sind. Im Kuratorium (dem Richtlinienorgan der Stiftung) sind Staat und Wirtschaft mit 
je zehn Vertretern repräsentiert. Die Vertreter des Staates werden von verschiedenen Behörden 
mit Bezug zu Berufsbildung entsandt, die Vertreter der Wirtschaft werden von Kammern und 
Verbänden benannt. Vorsitzender ist ein Vertreter des Staates, der zur Auflösung von 
Pattsituationen ein Doppelstimmrecht erhält. Die Wirtschaft erhält ein Vetorecht. Der für das 
operative Geschäft der Stiftung zuständige Vorstand besteht aus fünf Personen, von denen drei 
als ehrenamtlich tätige von der Handelskammer, der Handwerkskammer und der UV Nord 
entsandt werden. Zwei geschäftsführende hauptamtliche Vorstandsmitglieder werden durch das 
Kuratorium gewählt und haben im Rahmen ihrer Zuständigkeitsbereiche direkte 
Entscheidungskompetenz; einer von ihnen ist Sprecher des Vorstandes. Außerdem wird die 
SBSH mit Dienstherreneigenschaft für alle BSH ausgestattet, durch Kontrakte mit der BSH 
gesteuert, eine unabhängige „Schulinspektion“ (als Schultest-Institut) enthalten, am 
Angebotsumfang und der Gestaltung beruflicher Bildungsgänge mitwirken, die BSH und die 
BBS beraten und BSH-übergreifende Verwaltungs- und Serviceaufgaben (wie z.B. 
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Personalverwaltung) gesetzlich, satzungs- oder vertragsmäßig übertragen bekommen. Die 
SBSH soll Eigentümerin der Immobilien der BSH werden und diese an die BSH vermieten. 
 
Die Zuständigkeit der Behörde für Bildung und Sport (BBS) wird im Wesentlichen auf 
ministerielle, Finanzplanungs- und Aufsichtsaufgaben beschränkt. Das 
Intendanzpersonal für berufliche Schulen wird an die SBSH oder die BSH umgesetzt; 
möglicherweise verbleiben auch Teile des bisherigen Intendanzpersonals in der BBS 
und nehmen über Kontrakte gesteuerte Dienstleistungen für die SBSH und die BSH 
wahr. 
 
Schließlich sind auch noch die in Hamburg anzubietenden Bildungsgänge und ihre 
Gestaltung zu betrachten. Während in der Berufsschule im Wesentlichen didaktische 
Neuerungen und curriculare Differenzierungsmöglichkeiten zu berücksichtigen sind, 
werden bei den beruflichen Vollzeit-Bildungsgängen erhebliche Weiterentwicklungen 
notwendig sein. Das betrifft die bildungspolitische Notwendigkeit einzelner 
Bildungsgänge selbst, die Praxisorientierung der Maßnahmen, die Festlegung 
curricularer Mindeststandards durch die BBS und ihre Ausgestaltung durch die BSH, 
den Erwerb von Berechtigungen sowie eine systematische Verlaufs- und 
Verbleibsanalyse. Eine besondere Herausforderung stellt die Reform des Bereiches 
berufliche Weiterbildung dar. Hier wird es zu einem sensibel zu handhabenden 
Abstimmungsprozess mit den Partnern der Lernortkooperation und 
Weiterbildungsträgern kommen, der im Ergebnis zur optimalen, wettbewerbsneutralen 
Nutzung der jeweiligen Einrichtungen und Kompetenzen führt.  
 
Der Zeitplan ist ehrgeizig.  
Zum 01. August 2003 sollen erste Reformschritte im bestehenden Rechtsrahmen 
eingeleitet werden. 
Zum 01. Januar 2004 sollen die notwendigen Rechtsnormen (insb. das 
Errichtungsgesetz) erlassen werden. 
Zum 01. August 2004 soll das Gesamtsystem (u.a. das neue Angebot an 
Bildungsgängen) fertiggestellt sein. 
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1 Übergeordnete Anlässe und Ziele 
Mit dem Koalitionsvertrag (u.a. “Reform der Berufsschulstandorte”, “Reform der beruflichen Bil-
dung” und “Autonomie der einzelnen Schule”), angesprochen auch in der Senatsklausur in 
Jesteburg (5. Mai 2002), wurde der Behörde für Bildung und Sport der Auftrag erteilt, die Wei-
terentwicklung der beruflichen Schulen zu selbständigen branchenbezogenen Berufsbildungs-
zentren (BSH) - auch in veränderter Trägerschaft - zu prüfen. Als übergeordnete Anlässe und 
Ziele für die Weiterentwicklung der beruflichen Schulen seien die folgenden 
Veränderungsbedarfe beschrieben und zugleich Lösungswege aufgezeigt. 
 
Die immer komplexere Arbeitswelt entwickelt sich dynamisch; Rechtsnormen, 
organisatorische Strukturen und Arbeitsweisen haben sich stark verändert. Immer neue 
Produkte und Modellwechsel sind zu beobachten.  
Die Wirtschaft hat darauf reagiert mit der Bildung flexibler, selbstverantwortlicher Einheiten. Aus 
all dem ergeben sich große Herausforderungen für das Berufsbildungssystem, das in seinen 
Strukturen sowie in der Kompetenz und der Einstellung seiner Mitarbeiter und durch eine 
stärkere Einbeziehung der Wirtschaft entsprechend angepasst werden muss, damit es diesen 
Veränderungen Rechnung trägt.  
Insb. der dualen Berufsausbildung droht vor dem Hintergrund von Reformen im Bereich 
der Hochschulen (z.B. Bachelor-Abschlüsse) Ansehens- und Attraktivitätsverlust für 
die ausbildende Wirtschaft.  
Gerade für leistungsstärkere Jugendliche und Unternehmen mit attraktiven 
Arbeitsfeldern soll durch geeignete Differenzierungen (z.B. über den Erwerb von 
Zusatzqualifikationen) die duale Berufsausbildung noch attraktiver werden.  
Zur Vermeidung eines zu großen staatlichen Gewichts in Wirtschaft und Gesellschaft 
und zur Verhinderung staatlicher Überregulierung gilt grundsätzlich das 
Subsidiaritätsprinzip.  
Danach soll auch das Berufsbildungssystem im operativen Bereich mit geringerem 
Staatseinfluss als bisher ausgestattet werden. Die Schulaufsicht muss gleichzeitig 
durch die Einführung von Kontrakten und eines Qualitätsmanagements gesteigert 
werden. Den beruflichen Schulen ist mehr Eigenverantwortlichkeit in den Bereichen 
Personal, Finanzen und Sachmitteleinsatz einzuräumen. 
Der Wirtschaft sind bisher nur in geringem Umfang Rechte zur Gestaltung des Systems 
schulischer Berufsbildung eingeräumt worden; entsprechend gering ist auch die Ver-
antwortung. Außerdem wird von Seiten der Wirtschaft betont, dass mit dem derzeitigen 
System der Berufsbildung das Reservoir an Ausbildungsplätzen nicht annähernd 
ausgeschöpft werde.  
Eine künftig umfassende Gestaltungsmöglichkeit der Wirtschaft wird mit der Steigerung 
der Verantwortung einhergehen. Diese kann sich z.B. ausdrücken in umfassender 
Mitarbeit in Leitungsorganen und Lehrplanausschüssen, im deutlich verstärkten Einsatz 
zur Schaffung ausreichender Ausbildungsplätze und im ressourcenschonenden Einsatz 
finanzieller Mittel (Sponsoring, ...). Auch auf schulischer Ebene wird eine den 
Gestaltungsmöglichkeiten entsprechende Verantwortung zu übernehmen sein. 
Lernortkooperation wird also eine deutlich verstärkte Bedeutung erhalten. 
 
Das Hamburger Berufsbildungssystem wurde in den letzten Jahrzehnten nicht 
umfassend genug strukturell verändert; es fehlt auch an abgeschlossenen strategischen 
Planungen (z.B. i.S. von Schulentwicklungsplänen), an operationalisierten 
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Zielsystemen und Erfolgsmessungen. Belastend ist außerdem das große 
Konfliktpotenzial des komplexen Berufsbildungsbereiches.  
Durch die Verlagerung der Gestaltungskompetenzen auf die Ebene eines neuen 
Trägers des beruflichen Schulsystems unter unmittelbarer Beteiligung der Wirtschaft 
und der von ihrer Größe her dafür dann geeigneten beruflichen Schulen, könnte sich 
über die Steuerung durch Ziel- und Leistungsvereinbarungen und ein professionelles 
Berichtswesen verstärkt ein Bewußtsein für die Notwendigkeit strategischer Planungen 
und Erfolgsmessungen einstellen. 
Die beruflichen Schulen mit 3500 Mitarbeitern und einem Budget von mehr als 220 Mio 
€ sind im Rahmen der Großorganisation Behörde für Bildung und Sport schlechter 
steuerbar als bei einem überschaubaren Träger mit weit gehender Selbstverantwortung. 
Hinzu kommt das für manche Steuerungsprozesse noch nicht hinreichend ausgestaltete  
Rechnungswesen der BBS sowie  unzureichende Information und Kommunikation in 
der Großorganisation BBS. 
Durch weit gehende Selbststeuerung der BSH unter Verwendung eines 
kaufmännischen Rechnungswesens wird das System flexibler, kostengünstiger und 
kundenorientierter.  
Regelungen für das allgemeinbildende Schulwesen sind insb. auf Grund 
bundesrechtlicher Einbindungen der beruflichen Bildung, des dort entwickelten 
Konsensprinzips und der anderen Aufgaben- und Schülerstruktur für den Bereich der 
Berufsbildung nicht regelhaft passend. Durch die Dominanz des allgemeinbildenden 
Schulwesens im Regelwerk der BSH entstehen unnötige Reibungsverluste und 
suboptimale Lösungen in Dienststellen (z.B. IfL, StudSem, REBUS, SIZ-C, SPZ). 
Die Rahmenbedingungen und die Unterstützungssysteme sollen deshalb künftig 
speziell auf das berufliche Schulwesen zugeschnitten werden. 
In der Vergangenheit wurden die Entwicklungen in anderen Bundesländern (SH, NS, 
BR, NW, BB, ...) und im Ausland (NL, UK, NZ, DK, CH, AU,...) nicht umfassend 
analysiert. Inzwischen wurde festgestellt, dass in vielen Bundesländern zum Teil weit 
reichende Veränderungen (vor allem in Hinblick auf die Selbstverantwortung beruflicher 
Schulen und ihre Verankerung in der Lernortkooperation) auf den Weg gebracht 
wurden. In vielen ausländischen Staaten (so im von der OECD ausgezeichneten 
Dänemark oder in dem vom Konzept des New Public Management (NPM) geprägten 
schweizerischen Berufsbildungssystem) lassen sich schon die Erfolge eines im Sinne 
der Deregulierung und der Selbstverantwortung reformierten Systems erkennen.  
Um die Hamburger Reformen wegweisend für andere Bundesländer und passfähiger im 
europäischen Kontext zu machen, sind Erkenntnisse auswärtiger Reformprozesse 
einzubeziehen. Letztlich werden damit auch die Grundgedanken des Hamburger 
Konzepts “Neues Steuerungsmodell (NSM)” i.S. einer signifikanten Strukturveränderung 
berücksichtigt. 
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2 Rechtliche und betriebswirtschaftliche Gestaltung 
  des Systems schulischer Berufsbildung 

2.1 Berufsbildungszentren (BSH) als Leistungsersteller 

2.1.1 Aufgaben und Organisation  
 
Aufgaben 
In den BSH erfolgt der Unterricht, also die eigentliche Leistungserstellung des 
beruflichen Schulwesens. In größtmöglichem Umfang sollen die BSH 
selbstverantwortlich werden. Die Steuerung erfolgt im Wesentlichen nach dem Prinzip 
des Kontraktmanagements unter Verwendung eines Globalbudgets. Außerdem ist ein 
leistungsfähiges Qualitätsmanagement-System einzurichten. Die Lehrkräfte erhalten 
eine Bezahlung mit Leistungskomponenten und sind die primären Gesprächspartner im 
Rahmen der Lernortkooperation. Die Personalentwicklung wird professionalisiert. 
Durch die Einführung eines Mittel-Managements wird die Leitungsspanne auf ein 
akzeptables Maß verringert.  
 
Organisation 
Lenkungsausschuss 
Der Lenkungsausschuss entscheidet über die Berufung von Mitarbeitern im Mittel-
Management, den Entwurf des Kontraktes mit dem Träger und der Jahresplanung, über 
Grundsätze zur Unterrichtsorganisation und zur Personalentwicklung sowie über die 
Konkretisierung von Rahmen-Stundentafeln. Im Übrigen berät er das Direktorium und 
hat ein Anhörungsrecht in allen das BSH betreffenden Fragen. Er setzt sich aus 
Vertretern der Ausbildungsbetriebe, der Fachverbände, branchenspezifischer 
Kammern, Fachgewerkschaften und dem Direktorium zusammen. (Details sind noch zu 
erarbeiten.) 
Direktorium 
Das Direktorium ist verantwortlich für das operative Geschäft des BSH und arbeitet mit 
jeweils voller Stelle. Es besteht aus einem Pädagogen als Vorsitzenden und 
möglicherweise drei weiteren Mitgliedern für die Geschäftsbereiche Didaktik, Personal 
und Verwaltung. In Form einer Matrix-Organisation wird jeder Schulstandort von einem 
Mitglied des Direktoriums geleitet. In den BSH wird ein Mittelmanagement eingerichtet. 
Diese Leitungskräfte sind dann Vorgesetzte für eine überschaubare Gruppe von 
Mitarbeitern, haben weitere herausgehobene Aufgaben, sind dem Direktorium 
berichtspflichtig und erhalten grundsätzlich eine halbe Stelle zur 
Aufgabenwahrnehmung. (Mitglieder des Direktoriums, die zugleich Leiter eines 
Schulstandortes sind, sollen als Schulleiter i.S. des Bundesbesoldungsgesetzes 
definiert werden, um eine angemessene Besoldung sicherzustellen.) 
Lehrerkonferenzen 
Zur Bearbeitung pädagogischer Fragestellungen wird durch den Lenkungsausschuss 
ein System von Lehrerkonferenzen eingerichtet. Denkbar sind z.B. abteilungs- und 
standortbezogene Lehrerkonferenzen. Die Lehrerkonferenzen entscheiden in noch zu 
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definierenden Aufgabenbereichen; sie können im Übrigen Anträge an den Vorstand 
stellen und müssen gehört werden.  
Klassen-, Zeugnis-, Versetzungskonferenzen, Schülerrat, Elternrat 
Es sind grundsätzlich keine Änderungen gegenüber den bisherigen Regelungen des 
Schulgesetzes vorgesehen. 

Personalrat 

Soweit das Errichtungsgesetz eine entsprechende Änderung des 
Personalvertretungsgesetzes vornimmt, kann an jedem BSH ein Personalrat ein-
gerichtet werden. 
 

2.1.2 Steuerung und Informationsmanagement 

Die heutige Form der inputbezogenen Steuerung nutzt nicht hinreichend die vorhandenen 
Potenziale der schulischen Mitarbeiter und entlässt sie teilweise aus der Verantwortung, 
definierte Standards zu sichern. 

Durch eine stärker an Standards (output und outcome) orientierte Steuerung 
selbstverantwortlicher Mitarbeiter sollen künftig die Potenziale der Mitarbeiter besser 
genutzt werden.  
Das System des Rechnungswesens im Staatssektor in der derzeit praktizierten Form 
ist wenig geeignet, eine ergebnisorientierte Steuerung zu leisten. 
Es soll ein außerhalb des Staatssektors heute übliches kaufmännisches 
Rechnungswesen (mit einer funktionsfähigen Kosten- und Leistungsrechnung) 
eingeführt werden. (Der Hamburger Staat bewegt sich ohnehin bereits in diese 
Richtung). 
Schulen erhalten derzeit Verfahrensregelungen über Rechtsnormen und 
Verwaltungsanweisungen von verschiedenen Stellen der BBS. Dies führt tendenziell zu 
Überregulierung oder Mehrfachregulierung und zersplitterte Zuständigkeiten. Ziele 
bleiben in aller Regel auf einer so abstrakten Ebene, dass sie nicht zielorientiert 
operationalisierbar sind.  
Durch Kontrakte (z.B. in Form von detaillierten Ziel- und Leistungsvereinbarungen) von 
einer nur dafür zuständigen Stelle werden klare Verantwortlichkeiten geschaffen. Ein für 
Zwecke der Berufsbildung zu entwickelndes Controlling wäre das zentrale 
Steuerungsverfahren, durch das auch die Zielerreichung geprüft wird. Durch 
Verlagerung von Personal aus dem bisherigen Intendanzbereich der BBS an die SBSH 
oder die BSH selbst, können qualifizierte Lösungen aus einem Guss ohne hemmende 
Zuständigkeitsauseinandersetzungen erreicht werden. (Möglicherweise verbleiben auch 
Teile des bisherigen Intendanzpersonals in der BBS und nehmen über Kontrakte 
gesteuerte Dienstleistungen (z.B. Personalverwaltung) für die SBSH und die BSH 
wahr.) 
Gegenwärtig erhalten die beruflichen Schulen kein Personalbudget (aber faktisch ein 
Stellenbudget) und nur auf Einzelantrag Mittel für Investitionen, ohne dass es Anreize 
für besonders wirtschaftliche Mittelverwendung gibt. 
Wie beim derzeitigen Selbstbewirtschaftungsfonds erhalten die BSH künftig ein 
Globalbudget, welches der schulischen Ebene weit gehende Verwendungsfreiheit läßt. 
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Besonders gute Erreichung der vereinbarten Ziele und wirtschaftliche Mittelverwendung 
könnten künftig finanziell belohnt werden. 
Im Rahmen der Schulprogrammentwicklung gab es schon erste Ansätze für ein 
Qualitätsmanagementsystem (QMS) und einen kontinuierlichen 
Verbesserungsprozess (KVP).  
In allen BSH und in der SBSH ist ein professionelles QMS zu entwickeln, 
möglicherweise verbunden mit einer Zertifizierung. (Hinweis: Die sich daraus 
möglicherweise ergebenden zusätzlichen Kosten sind zu finanzieren.) 
Sofern bisher Qualitätskontrollen (vor allem zur Standardsicherung) durchgeführt 
werden, erfolgen sie punktuell und anlassbezogen und geben damit kein verlässliches 
Bild über die Qualität von Bildungsgängen und Schulen.  
Eine weit gehende selbständige Evaluationsinstanz (Schulinspektion /Schultest) soll 
unter Hinzuziehung externer Experten für eine künftige Qualitätsverbesserung 
verwendbare und wissenschaftlich belastbare Informationen erarbeiten.  
Schulentwicklungspläne i.S. strategischer bildungs- und finanzpolitischer Planung für 
das Gesamtsystem werden seit zwei Jahrzehnten nicht mehr verfasst.  
Schulentwicklungspläne sollen künftig eine zentrale Bedeutung für die in der BSH 
verbleibenden Steuerungsfunktionen haben. Sie umfassen einen Zeithorizont von fünf 
Jahren und werden jährlich fortgeschrieben. Die Erstellung erfolgt per Auftrag an den 
Träger, genehmigt werden sie  durch die BSH.  
Bisher verfügt die BSH nur über unzureichende Informationen über das System 
beruflicher Schulen. Häufig müssen zusätzlich anlassbezogen Daten von beruflichen 
Schulen erfragt werden. Das Schulverwaltungssystem (winschool) ist schon recht 
fortschrittlich, es fehlt aber ein Wissensmanagementsystem. 
Bei einer Steuerung über Kontrakte und Globalbudgets ist ein funktionsfähiges 
Berichtssystem unverzichtbar. Das Schulverwaltungssystem soll weiter ausgebaut und 
ein professionelles Wissensmanagement eingeführt werden.  
 

2.1.3 Personelle und sächliche Ressourcen  
Bisher werden Lehrkräfte zentral durch die BBS den Schulen zugewiesen. Der Einfluss 
der Schulen ist zwar informeller Art, faktisch aber schon recht groß. Außerdem erfolgen 
grundsätzlich unbefristete Einstellungen, was bei schwankenden und Spitzen-Bedarfen 
Probleme verursacht. 
Künftig sollen die Schulen – zumal bei der Organisation als BSH in größeren Einheiten 
– auch formal bei der Lehrerauswahl bestimmen können. Durch flexiblere 
Vertragsgestaltungen für einen Teil der Beschäftigten könnten die Probleme variabler 
Lehrerbedarfe verringert werden. 
Die Datenlage bei Ländervergleichen zur Personalausstattung beruflicher 
Bildungsgänge ist wegen unterschiedlicher Formen der Datenermittlung strittig. Mitunter 
werden die in Hamburg eingesetzten Lehrerwochenstunden als über dem Durchschnitt 
liegend bezeichnet.  
Zunächst einmal sind aussagefähige und belastbare Daten zu ermitteln. Soweit dann 
die Ausstattung in einzelnen Bildungsgängen über dem Durchschnitt liegt, müssen auch 
die nachvollziehbaren Ausbildungsergebnisse die Mehrkosten rechtfertigen. Andernfalls 
ist der Lehrereinsatz zu reduzieren.  
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Leitungsfunktionen einer Schule werden in pädagogischer und betriebswirtschaftlicher 
Hinsicht (z.B. in den Bereichen Organisation, Rechnungswesen, Personalwirtschaft) 
suboptimal ausgeübt, was vor allem durch fehlende Zeitressourcen bei Abteilungsleitern 
und Koordinatoren, zu enge Vorgaben, fehlende Qualifizierung und zu hohe 
Leitungsspannen zu erklären ist.  
Durch die Hinzunahme eines kaufmännischen Leiters in das Direktorium des BSH und 
die Einführung einer mittleren Managementebene mit erforderlicher Qualifizierung und 
angemessenen Zeitressourcen ließen sich deutliche Qualitätsverbesserungen 
herbeiführen.  

Durch das im noch geltenden Schulgesetz festgelegte Verfahren zur Auswahl von 
Leitungskräften mit einem faktisch hohen Einfluss der an einer Schule Beschäftigten gelingt 
eine Bestenauswahl nicht immer. Außerdem dürfte dieses Verfahren die Bewerbung 
qualifizierter Bewerber behindern.  

Die Auswahl des Direktoriums soll künftig durch den Vorstand der SBSH, die Auswahl 
des mittleren Managements eines BSH durch den Lenkungsausschuss des BSH nach 
professionellen Methoden vorgenommen werden. 
Lehrkräfte haben überwiegend Beamtenstatus. Bereits jetzt ist für spezifische 
Anforderungen Lehrermangel festzustellen; künftig wird er umfassend zu erwarten sein. 
Am Beamtenstatus der gegenwärtig beschäftigten Lehrkräfte wird sich grundsätzlich 
nichts ändern. Ob zukünftige Lehrkräfte in Beamtenverhältnisse eingestellt werden, ist 
vor dem Hintergrund wirtschaftlicher und organisatorischer Anforderungen und in 
Abstimmung mit Regelungen in anderen Bundesländern zu entscheiden. Außerdem soll 
im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten Quereinsteigern aus der Wirtschaft eine 
attraktive Beschäftigungsmöglichkeit geboten werden. 
Arbeitsentgelte enthalten bisher keine Leistungsanteile, was auch von den Lehrkräften 
selbst angesichts sehr unterschiedlichen Leistungsverhaltens als ungerecht angesehen 
wird. Leistungsbeurteilungen finden nur sehr selten und anlassbezogen statt. 
Mitarbeiter-Vorgesetzten-Gespräche werden nur sporadisch geführt. 
Künftig sollen alle rechtlichen und finanzierbaren Möglichkeiten einer nach Leistung 
differenzierten Bezahlung ausgeschöpft werden (wobei sich wegen eines gedeckelten 
Budgets Zuschläge und Abschläge ausgleichen müssen (Bestandsfinanzierung)). Dafür 
sind die bisher üblichen Personal- und Organisationsentwicklungsinstrumente 
anzuwenden und regelmäßige Leistungsbeurteilungen vorzunehmen.  
Die Personalentwicklung des Leitungspersonals und der Lehrkräfte (u.a. durch 
Weiterbildungsmaßnahmen) hat bisher grundsätzlich freiwilligen Charakter und wird 
teilweise eher sporadisch und unsystematisch wahrgenommen. Außerdem gibt es kein 
strukturiertes Personalentwicklungskonzept. 
Durch die Einführung von Zuständigkeiten für die Personalentwicklung der Mitarbeiter 
im BSH selbst, durch die Steuerung über Weiterbildungskontrakte, ein eigenes 
Weiterbildungsbudget, die selbständige Auswahl unter Anbietern von 
Weiterbildungsmaßnahmen und die Verankerung der Weiterbildung in einem neuen 
Arbeitszeitmodell können hier deutliche Verbesserungen erreicht werden. Durch die 
Einführung eines strukturierten Personalentwicklungskonzeptes (Federführung durch 
den Träger) wird potenzieller Führungsnachwuchs gezielt aufgebaut.  
Obwohl bereits fast der gesamte sächliche Betriebshaushalt den Schulen budgetiert 
zur Verfügung gestellt wird, ist die Mittelzuweisung hier und bei den Investitionen noch 
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zu kleinteilig. Beispielsweise werden Bauinvestitionsmittel nur auf Einzelantrag 
zugewiesen.  Da auch keine Kosten für Raumnutzungen angesetzt werden, besteht die 
Gefahr von Fehlinvestitionen und suboptimaler Kapazitätsauslastung.  
Künftig sollten sämtliche Mittel für den Betrieb einer Schule im Globalbudget mit 
Nachsteuerungsmöglichkeiten enthalten sein. Außerordentliche Maßnahmen (z.B. 
Neubau) müssen zusätzlich im Hamburger Haushalt beantragt werden. 
Schulen sind nicht Eigentümer der Immobilien. Mit der Übertragung der äußeren 
Bauunterhaltung wurden gute Erfahrungen gemacht. 
Künftig sollen unter dem Aspekt der Selbstverantwortlichkeit die SBSH Eigentümerin 
werden. Die Immobilien werden Stiftungskapital, können beliehen und unter bestimmten 
Auflagen auch verkauft werden. Die SBSH vermietet die Immobilien an die BSH, 
möglicherweise unter Einschaltung einer Betriebsgesellschaft. Die BSH sollten auch 
weiterhin für die Bauunterhaltung zuständig sein, zumal mit der Einführung eines 
kaufmännischen Direktors die jetzigen Schulleiter sich wieder verstärkt pädagogischen 
Aufgaben zuwenden können. 
Wegen der Einbeziehung der Schulen in die allgemeine Ferienregelung werden 
Raumkapazitäten der beruflichen Schulen für mindestens 13 Wochen im Jahr nicht 
genutzt. Auch die tägliche Nutzung entspricht meist nicht der in Unternehmen üblichen. 
Die Bindung an die allgemeinen Ferien kann zur Disposition gestellt werden, um zu 
höheren Auslastungen zu kommen. Auch soll die Weiterentwicklung der beruflichen 
Schulen zu Ganztagsschulen gefördert werden. Da die Lehrerarbeitszeit nach dem 
neuen Arbeitszeitmodell ohnehin als Jahresarbeitszeit erfasst sind, lassen sich sehr 
individuelle Ferienregelungen vereinbaren. 
Die Bereitstellung betrieblicher Ressourcen (z.B. Experten, Werkstätten, Materialien, 
und Sponsoring) spielte bisher nur eine verschwindend geringe Rolle bei der 
Finanzierung beruflicher Schulen.  
Auch wenn die beruflichen Schulen künftig vollständig durch den Staat finanziert 
werden, kann durch verstärkte Unterstützung der Wirtschaft die Abdeckung besonderer 
Bedarfe erleichtert werden. Durch die Stärkung des Wirtschaftseinflusses im künftigen 
System könnte die Wirtschaft Ihr Engagement ausbauen. 
 

2.1.4 Standorte und Strukturen  
Der Branchenbezug ist auch heute schon an den meisten Standorten beruflicher 
Schulen erkennbar, es gibt aber auch Ungereimtheiten, die in erster Linie historisch zu 
erklären sind. So werden z.B. gleiche Bildungsgänge (Berufe und 
Vollzeitbildungsgänge) an verschiedenen Standorten mit jeweils ganz geringen 
Schülerzahlen angeboten, was mitunter zu Schwierigkeiten bei der Lerngruppenbildung 
führt.  
Soweit der Branchenbezug nicht gegeben ist, wird grundsätzlich eine Veränderung 
erfolgen. Allerdings sind in Sonderfällen auch regionale Aspekte zu berücksichtigen. 
Ziel ist, personelle und sachliche Ressourcen besser einzusetzen und auszulasten. 
Einzelne Bildungsgänge werden durch die Vorgabe von Mindestzügigkeiten an weniger 
Standorten als bisher konzentriert. 
Traditionell sind Hamburger berufliche Schulen deutlich kleiner als in anderen 
Bundesländern; meist ist eine Schule durch ein Gebäude definiert. Dies begrenzt die 
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professionellen Leitungsmöglichkeiten und fördert die Gefahr von Fehlallokationen und 
suboptimaler Leitung. 
Unter Einbeziehung von Ausbildungsbetrieben und bisherigen Schulen sollen sinnvolle 
Standorte und Bildungsgänge der BSH ermittelt werden. Die optimale Größe der BSH 
dürfte zwar deutlich über der heutiger beruflicher Schulen liegen, soll aber immer noch 
überschaubar sein und insofern kein “Mammutzentrum” sein. Grundsätzlich können 
dann weiterhin an jedem BSH alle beruflichen Schulformen angeboten werden. 
Sinnvollerweise sollten branchenübergreifende Bildungsgänge (z.B. 
Wirtschaftsgymnasien) unter dem Aspekt optimaler Organisationsmöglichkeiten an 
weniger Standorten als bisher zusammengefasst werden.  
 

2.2 Aufgaben und Organisation der Behörde für Bildung  
und Sport (BBS) als Aufsicht 

 
Aufgaben 
In der BBS verbleiben alle ministeriellen Aufgaben (z.B. Einbringung von 
Drucksachen, Abstimmungen mit anderen Behörden und Ministerien, Aufstellung des 
Haushalts). 
Die Gestaltungs- und Aufsichtsaufgaben (Fach- und Rechtsaufsicht) werden deutlich 
reduziert und bestehen künftig insb. aus den folgenden Elementen: 
Gestaltung von Unterricht und Erziehung (Fachaufsicht), z.B. Definition des Angebots 
von Bildungsgängen (Ausbildungs- und Prüfungsordnungen, (Rahmen-)Stundentafeln, 
Genehmigung von (Rahmen-)Bildungsplänen, Erlass von Richtlinien, Vorgabe von 
Rahmenbedingungen für Organisationsstrukturen, für Standardsicherung und für 
Qualitätsentwicklung, Verabschiedung des Schulentwicklungsplans (strategische 
Planung) 
Finanzplanung, Kontraktgestaltung und Controlling des Trägers (Globalbudget; 
Verwendungskontrolle) 
Fach- und Rechtsaufsicht über die SBSH und die BSH. 
Organisation 
In der BBS verbleiben kleinere Organisationseinheiten für ministerielle und 
Aufsichtsaufgaben, globale Finanzplanung und –steuerung sowie ggfs. 
Beteiligungsverwaltung. 
 
Alle bisher für das operative Geschäft der beruflichen Schulen vorgehaltenen Stellen werden 
entweder an den Träger und die Schulen verlagert oder Träger und Schulen kaufen 
Dienstleistungen bei den in der BBS verbleibenden Einheiten. Alle bisherigen die beruflichen 
Schulen betreffenden Stellen in den Dienststellen (z.B. IfL, Studienseminar (Abt. 3), SPZ, 
REBUS, SIZ-C) werden ebenso an den Träger verlagert. 
 

2.3 Aufgaben und Organisation der Stiftung 
  Berufliche Schulen Hamburg (SBSH) als Träger 

Träger des derzeitigen Systems schulischer Berufsbildung in Hamburg ist die Freie und 
Hansestadt Hamburg, vertreten durch die BBS, der vollständig die Gestaltungs- und 
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Aufsichtsfunktionen zukommen. Auch auf schulischer Ebene sind Gestaltungsrechte der 
Wirtschaft (z.B. durch Schulbeiräte oder in Schulkonferenzen) sehr schwach ausgeprägt. 
Die Dienstherrenfunktion wird vom Personalamt als oberster Dienstbehörde wahrgenommen. 
Die Selbstverantwortung der Schulen ist nur schwach ausgeprägt. 

Künftig sollen Gestaltungs- und Aufsichtsfunktionen getrennt, der Einfluss der 
Wirtschaft signifikant gestärkt und eine sehr weit gehende schulische 
Selbstverantwortung realisiert werden. Dies kann nur durch einen Wechsel der 
Trägerschaft und eine Verlagerung der Dienstherrenfunktion erreicht werden. 
Hinsichtlich der Trägerschaft soll das zweistufige Modell „Holding“ und hinsichtlich der 
Rechtsform des Trägers die Stiftung Öffentlichen Rechts (SÖR) verwirklicht werden.  
Auf dieser Basis wird im Folgenden die rechtlich-strukturelle Umgestaltung des 
Gesamtsystems beruflicher Schulen in Hamburg dargestellt. Bei diesem Modell 
übernimmt ein zu gründender Träger (Stiftung Berufliche Schulen Hamburg (SBSH, 
Arbeitstitel)) wesentliche Aufgaben zur Steuerung der neustrukturierten beruflichen 
Schulen (Berufsbildungszentren (BSH, Arbeitstitel)), die bisher in der Behörde für 
Bildung und Sport (BBS) angesiedelt waren. Der Träger wird auch mit der 
Dienstherreneigenschaft ausgestattet. Er wird außerdem Eigentümer der Immobilien. In 
der BBS verbleiben dann nicht delegierbare ministerielle, Finanzplanungs- und 
Aufsichtsaufgaben. Gleichzeitig erhalten die rechtlich weiter als unselbständige AÖR 
firmierenden BSH größtmögliche Selbstverantwortung. 
Die in Kommentaren und Rechtsprechung offenbar nur teilweise aufgearbeitete 
komplexe Materie bedarf im Detail noch weiterer Aufarbeitung und umfassender 
Abstimmung mit der Finanzbehörde, der Behörde für Wirtschaft und Arbeit sowie dem 
Personalamt. Das Gesetzgebungsverfahren soll durch das Rechtsgutachten eines 
renommierten Staatsrechtslehrers flankiert werden. Nach dem derzeitigen 
Erkenntnisstand werden die nachfolgend beschriebenen Aufgaben und Organisationen 
in einem Errichtungsgesetz, in Rechtsverordnungen, in Satzungen, in Richtlinien und in 
Verwaltungsanordnungen kodifiziert werden müssen.  
Aufgaben 
Der neue Träger übernimmt im Wesentlichen die bisher von der BBS 
wahrgenommenen operativen Aufgaben, soweit sie nicht an die Schulen delegiert 
werden. Alle Maßnahmen des Trägers sind Bestandteile eines 
Qualitätsmanagementsystems. Der Träger hat auch die Möglichkeit, der BBS 
Vorschläge für die Optimierung der Schnittstellen und die Optimierung der Zuordnung 
der Schulangebote zu unterbreiten. 
Die Aufgaben lassen sich 4 Geschäftsfeldern zuordnen: 
1. Geschäftsfeld: Schule 
Erstellung von Bildungsplänen, Stundentafeln; Maßnahmen zur Standardsicherung 
Steuerung der Schülerströme, Zuweisung von Bildungsgängen an die BSH 
Vorgabe von schulübergreifenden Organisationsstrukturen für die BSH 
Vorschläge an die BSH für strukturelle und inhaltliche Änderungen  
Vorbereitung und Abwicklung der eher pädagogischen Elemente von Kontrakten 
Bündelung sämtlicher übergreifender Beratungsfunktionen (Schüler, Lehrer, ...) 
Rechtsentscheidungen inkl. Entscheidungen über Widersprüche (z.B. Aufhebung der 
Berufsschulpflicht, Genehmigung von Prüfungsarbeiten und Prüfungsvorsitz, Entwurf 
des Schulentwicklungsplans.  
  
2. Geschäftsfeld: Personal 
 
 

13



 
 
 
Dienstherreneigenschaft (Verfügung über Personalressourcen, Anwendung des 
Laufbahnrechts) 
Auswahl und Entwicklung des Leitungspersonals 
Rahmenbedingungen der Personalentwicklung schulischer Mitarbeiter 
Lehrerausbildung (Referendariat)  
 
3. Geschäftsfeld: Verwaltung 
Erstellung von Grundsätzen der Mittelverwendung (für Schulen) und Mittelzuweisungen 
(an Schulen) 
Eigentümerfunktionen an Schul-Immobilien; Vermietung an die BSH (möglicherweise 
durch Einschaltung einer Betriebsgesellschaft)  
Rahmenbedingungen für das kfm. Rechnungswesen und Budgetkontrolle (der BSH).  
Federführende Zusammenstellung und Abwicklung der Kontrakte (mit BSH und 
Schulen) unter Beteiligung der anderen Geschäftsfelder 
Mittelanträge für Großinvestitionen an die BSH 
Personalverwaltung  
Finanzwirtschaft (u.a. Rückstellungen für Versorgung, Kapitalanlage) 
Interne Dienste des Trägers 
4. Geschäftsfeld: Schulinspektion / Schultest 
Die Schulinspektion soll eine sehr weit gehende Unabhängigkeit von Weisungen haben. 
Sie testet nach zu erstellender Satzung Schulleistungen (Standarduntersuchungen und 
Sonderuntersuchungen) und wird je nach Untersuchungsgegenstand um Experten (z.B. 
der Wissenschaft) ergänzt. 
Organisation 
Die Organe des Trägers sind das Kuratorium, der Vorstand und der Beirat. 
Kuratorium 
Das Kuratorium hat Richtlinienkompetenz und fällt Grundsatzentscheidungen. Es 
verabschiedet sowohl den Kontrakt mit der BBS als auch den Aktivitäten- und 
Wirtschaftsplan, stellt den Jahresabschluss fest, bestellt den Wirtschaftsprüfer und die 
beiden geschäftsführenden Vorstandsmitglieder. 
Das Kuratorium besteht aus 20 Vertretern der Wirtschaft und der Behörden. Staat und 
Wirtschaft sind mit je zehn Vertretern repräsentiert. Die Vertreter des Staates werden 
von verschiedenen Behörden entsandt, die Bezüge zur Berufsbildung aufweisen. Die 
Vertreter der Wirtschaft werden von Kammern und Verbänden benannt; die 
Sitzverteilung orientiert sich an der Zahl der Ausbildungsplätze. Der Vorsitzende ist 
einer der Vertreter der BBS; er erhält ein Doppelstimmrecht zur Auflösung von 
Pattsituationen. Die Wirtschaftsseite erhält ein Vetorecht. Im Geschäftsbereich 1 
(Schule) hat ein Veto aufschiebende Wirkung; die Letztentscheidung liegt bei der BBS. 
In den übrigen Geschäftsfeldern hat ein Veto abschließende Wirkung; in diesen Fällen 
muss eine neue Entscheidung des Kuratoriums herbeigeführt werden. Näheres regelt 
eine Geschäftsordnung. Der Vorsitzende und der Stellvertretende Vorsitzende des 
Beirats können mit beratender Stimme an den Kuratoriumssitzungen teilnehmen.  
Vorstand 
Der Vorstand führt das operative Geschäft des Trägers, er handelt die Kontrakte mit der 
BBS und den BSH aus und bereitet die Entscheidungen des Kuratoriums vor. Der 
Vorstand besteht aus fünf Personen, von denen drei als ehrenamtlich tätige von der 
Handelskammer, der Handwerkskammer und der UV Nord entsandt werden. Zwei 
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geschäftsführende hauptamtliche Mitglieder werden durch das Kuratorium gewählt. Sie 
fungieren als pädagogischer bzw. kaufmännischer Leiter und haben im Rahmen ihrer 
Zuständigkeitsbereiche für operative Angelegenheiten des Tagesgeschäftes 
Entscheidungskompetenz. Einer von ihnen ist Sprecher des Vorstands (ohne 
Doppelstimmrecht). Bei Grundsatzfragen besteht Einigungszwang zwischen allen 
Vorstandsmitgliedern. In diesen Fällen wird die Stiftung nach außen mit Unterschrift 
zweier Mitglieder vertreten. Das Nähere regelt eine Geschäftsordnung.  
Beirat 
Der Beirat hat beratende Funktionen und kann sich mit allen Fragen des Trägers 
befassen. Er wird mit einem Anhörungsrecht ausgestattet. Der Beirat ist 
drittelparitätisch mit Vertretern der Gewerkschaften, der Wirtschaft und der Lehrkräfte 
besetzt. Der Vorsitz und der Stellvertretende Vorsitz alternieren im jährlichen Turnus 
zwischen Gewerkschafts- und Wirtschaftsvertretern.  
 
Personalrat 

Für die Beschäftigten des Trägers gilt das Personalvertretungsgesetz; sie haben das 
Recht, einen Personalrat  zu bilden. Eine Mitwirkung im Kuratorium wird nicht 
vorgesehen. (Im Übrigen sollte für jedes BSH ein Personalrat gebildet werden. Eine 
entsprechende Regelung muss im Errichtungsgesetz verankert werden.) 
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3 Bildungsangebote und ihre Gestaltung 

3.1 Berufsschule 
Die Zusammenarbeit der Schulen und der Ausbildungsbetriebe zur optimalen 
Gestaltung der Bildungsgänge (z.B. nach dem Lernfeldkonzept) ist zur Zeit als 
Bestandteil der Lernortkooperation nicht ausreichend entwickelt. Außerdem könnte es 
bisher zu einer nicht vollständigen Ausnutzung des Ausbildungsplatz-Potenzials in 
den Berufen mit geringer Teilnehmerzahl (etwa 50 sog. Splitterberufe mit etwa 300 
Berufsschülern) gekommen sein, für die Berufsschulunterricht an auswärtigen 
Standorten angeboten wird. Schließlich könnten Abbruchquoten mit fehlenden 
Fördermöglichkeiten und Imageverluste mit fehlenden Angeboten für 
Zusatzqualifikationen zu erklären sein. 
Neben der deutlichen Einbeziehung der Betriebe, Kammern und Verbände insb. durch 
veränderte Mitwirkungsstrukturen sollen die Splitterberufsregelungen gemeinsam mit 
den betroffenen Betrieben überprüft werden. Außerdem sollen die bisherigen 
Fördermöglichkeiten auf den Prüfstand gestellt und auch gemeinsam mit der Wirtschaft 
neue Zusatzqualifikationen entwickelt werden.  

3.2 Vollzeit-Bildungsgänge 
In Hamburg verlassen derzeit etwa 1800 Abgänger das allgemeinbildende Schulwesen 
ohne Abschluss, die überwiegend im BVJ nachqualifiziert werden müssen. 
Bildungsangebote in der Berufsvorbereitungsschule (BVS) wurden (orientiert am 
Produktionsschul-Gedanken) in weit größerem Umfang als in anderen Bundesländern 
für Jugendliche ohne Hauptschulabschluss und für Migranten ohne hinreichende 
Sprachkompetenz eingerichtet. Sie sind vergleichsweise teuer und hinsichtlich ihrer 
Ergebnisse mitunter zu optimieren.  
Im Berufsvorbereitungsjahr (BVJ) soll versucht werden, auch in Kooperation mit dem 
Arbeitsamt die Vollzeitangebote in noch größerem Umfang in Teilzeitmaßnahmen (z.B. 
QuAS) umzuwandeln und Leistungen verwertbar zu zertifizieren. Auch hinsichtlich der 
Umsetzung der Konzepte der Hartz-Kommission sollen gemeinsam Erfolg 
versprechende Lösungen entwickelt werden. Zu prüfen ist auch, ob das 
Vorbereitungsjahr für Migranten (VJM) bei reduziertem Leistungsumfang an externe 
Träger ausgelagert werden kann.  
Das Angebot an teilqualifizierenden Berufsfachschulen (BFS tq) , überwiegend für 
Jugendliche mit Hauptschulabschluss, ist über Jahrzehnte vor allem wegen des 
Auseinanderfallens von den Betrieben geforderter und der bei den Abgängern mit 
Hauptschulabschluss vorhandener Kompetenzen gewachsen (“Qualifikationslücke”). 
Weitere nicht akzeptable Gründe für den Besuch einer BFS tq sind z. T. irrige 
Einschätzungen durch beratende Eltern und Lehrer. Als zunehmend problematisch 
erscheinen auch die angebotenen Fachrichtungen, die curricularen Gestaltungen und 
die erreichbaren Abschlüsse. 
Das gesamte Angebot der sechs auf dem Hauptschulabschluss aufbauenden Formen 
der BFS tq bedarf einer Neupositionierung. Erste Arbeitsergebnisse legen die Bildung 
weniger stark spezialisierter Fachrichtungen (z.B. BFS Technik), die nicht mehr mit dem 
Abschluss automatische Vergabe von Berechtigungen und die stärkere Einführung 
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dualer Elemente nahe. Außerdem sind der quantitative Umfang des Angebots und die 
Zugangsbedingungen im Einzelnen zu überprüfen. Für die grundsätzliche Beibehaltung 
des Angebots der BFS tq spricht allerdings die Absicht, die sog. Qualifikationslücke auf 
dem Ausbildungsstellenmarkt nicht nur durch auswärtige Jugendliche zu füllen und die 
derzeit angespannte Situation auf dem Ausbildungsmarkt. Für nicht mehr 
Schulpflichtige, denen grundsätzlich der Zugang zu diesen Bildungsgängen verwehrt 
werden könnte, ist allerdings die weit gehende Alternativlosigkeit wegen der prekären 
Situation auf dem Arbeitsmarkt zu berücksichtigen. Die Höhere Handelsschule, die auf 
dem Realschulabschluss aufbaut, soll möglicherweise in Fachrichtungen der 
vollqualifizierenden Kaufmännischen Assistenz mit einem umfassenden betrieblichen 
Ausbildungsanteil umgewandelt werden. 
Das Angebot an vollqualifizierenden BFS (BFS vq) ist insb. aus Ausbildungsmarkt- 
und Arbeitsmarkt-Gründen entstanden. Einige Bildungsgänge sind fast identisch mit 
dualen Ausbildungen oder weisen zumindest umfangreiche Gemeinsamkeiten auf. Für 
einige der angebotenen Ausbildungen nach Landesrecht gibt es allerdings keine duale 
Alternative. Die Bildungsgänge verursachen in etwa doppelt so hohe Kosten wie duale 
Bildungsgänge. Außerdem sind die Übergangsquoten in den Arbeitsmarkt z. T. sehr 
gering. 
Das gesamte Angebot soll vor allem aus bildungspolitischen und aus Kostengründen 
überarbeitet werden. Wenn es hinreichend viele vergleichbare duale Ausbildungsplätze 
und für nicht mehr Schulpflichtige Arbeits- oder Studienplätze gibt, können sie 
eingestellt werden. Die BFS Hauswirtschaft, Uhrmacher, Biologisch-technische 
Assistenz, Chemisch-technische Assistenz, Technisches Zeichnen und 
Freizeitwirtschaft können grundsätzlich eingestellt werden, weil ihnen duale 
Ausbildungen zumindest weit gehend entsprechen (für den künftigen Beruf Kaufmann in 
der Freizeitwirtschaft wohl erst nach einer Umstellungszeit). Dabei wäre allerdings 
hinzunehmen, dass eine signifikante Steigerung des Angebots dualer 
Ausbildungsplätze wenig wahrscheinlich ist; im Ergebnis stünde in den relevanten Teil-
Arbeitsmärkten dann ein geringeres Arbeitskräfte-Potenzial bereit. Die BFS Technische 
Assistenz für Informatik, Kaufmännische Assistenz für Fremdsprachen, Screen Design 
und Kaufmännische Medienassistenz sollten grundsätzlich erhalten bleiben, weil sie 
nicht in direkter Konkurrenz zu dualen Ausbildungsgängen stehen und in den 
relevanten Berufsbereichen nur wenige freie Ausbildungsplätze zur Verfügung stehen. 
Soweit nicht schon geschehen, sind sie nach Möglichkeit in duale Formen mit hohen 
betrieblichen Anteilen umzuwandeln. Außerdem sollen teilweise die 
Zulassungsbedingungen verschärft werden. Die nur für Abiturienten zugelassenen BFS 
Kaufmännische Assistenz Fremdsprachen und Kaufmännische Assistenz 
Informationstechnik sollen eingestellt werden, weil deren Klientel studieren oder relativ 
problemlos einen dualen Ausbildungsplatz erhalten könnte. Die BFS Haus- und 
Familienpflege, Pharmazeutisch-technische Assistenz und Sozialpädagogische 
Assistenz bleiben unverändert, weil es keine ihnen entsprechenden dualen 
Ausbildungsberufe gibt und die Übergangsquoten in den Arbeitsmarkt bzw. in die 
Fachschule für Sozialpädagogik sehr hoch sind. Generell sind die Curricula der BFS auf 
Praxisnähe zu überprüfen. 
Im Rahmen der mit dem Erwerb von Hochschulzugangs-Berechtigungen 
abschließenden Bildungsgänge ist die FOS11/12 vor allem bildungspolitisch als 
fragwürdig anzusehen. 

 
 

17



 
 
 
An der beabsichtigten Schließung der FOS11/12 wird festgehalten.  
Die Weiterbildung gewinnt an Bedeutung (Lebenslanges Lernen ...) und 
Abgrenzungen zwischen Erstausbildung und Weiterbildung werden immer 
problematischer. Auch vor dem Hintergrund neuer Konzepte (Satelliten-Modell ...) und 
wegen des Vorwurfs wettbewerbsverzerrender Angebote muss der Bereich der 
schulischen Bildungsgänge im Bereich der Weiterbildung überprüft und mit Angeboten 
der privaten Wirtschaft verglichen werden.  
Das gesamte Fachschul-Angebot wird überprüft. Grundsätzlich können die einjährigen 
Bildungsgänge eingestellt werden, zumal in ihnen keine staatlich anerkannten 
Abschlüsse erworben werden können. Auch alle zweijährigen Formen sollen 
gemeinsam mit der Wirtschaft überprüft werden. Im Ergebnis ist zu erwarten, dass mit 
Zustimmung der Wirtschaft errichtete Formen, z.B. in der Luftfahrttechnik, im Hotel- und 
Gastronomie-Management oder für die Ausbildung von Gewandmeistern unverändert 
bleiben. Auch die dreijährige Fachschule für die Erzieherausbildung steht nicht zur 
Disposition. Bei den übrigen zweijährigen Fachschulen ist – auch im Hinblick auf 
künftige Angebote – sicherzustellen, dass es nicht zu Wettbewerbsverzerrungen 
kommt. 
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3.3 Gestaltung von Bildungsgängen und Steuerung von Schülerströmen 
Die curricularen Vorgaben der Bildungsgänge sind bisher sehr uneinheitlich und zu 
einem nicht unbeträchtlichen Teil veraltet. Soweit bisher Bildungspläne nach dem 
Muster des allgemeinbildenden Schulwesens erstellt wurden, hat sich dies vor allem 
wegen des notwendigen Ressourceneinsatzes als wenig sinnnvoll herausgestellt.  
Es müssen schlankere Verfahren speziell für berufliche Bildungsgänge entwickelt und 
dann flächendeckend umgesetzt werden. Außerdem sind alle Lehrpläne im Rahmen der 
Lernortkooperation auf Praxisrelevanz zu überprüfen. 
Die Schülerströme in den Vollzeit-Bildungsgängen waren bisher nur über formale 
Zulassungsbedingungen (formale Abschlüsse und Notenschwellen) steuerbar. 
Ausbildungs- und Arbeitsmarktrelevanz waren keine Kriterien.  
Durch die Setzung von quantitativen Obergrenzen (Numerus Clausus) und die 
Einführung von geregelten Bewerbungsverfahren für Interessenten (analog dem 
Bewerbungverfahren um duale Ausbildungsplätze) sollen neue Steuermechanismen 
eingeführt werden, durch die beruflich chancenlose Irrwege (gestützt durch 
Bedarfsanaylsen) verhindert werden könnten und damit Vollzeit-Bildungsgänge nicht 
allein deshalb gewählt werden , weil man sich hier keinem anstrengenden 
Bewerbungsverfahren stellen muss. Bei der Umstellung von vollzeitschulischen 
Berufsfachschulen auf Berufsfachschulen mit dualen Anteilen soll berücksichtigt 
werden, dass damit keine dualen Ausbildungsplätze verloren gehen. 
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4 Weiteres Verfahren (Zeitleiste) 

4.1 Errichtungsgesetz (und zusammenhängende Rechts-
normen)  

 

Fertigstellung eines 1. Referentenentwurfes; Vorlage bei PA bis 15.04.03 
Auftragsvergabe für ein Rechtsgutachten bis 15.04.03 
Abgabe bei PA, Zuleitung an Deputation und Kammern (EK, LK, 
LSB) 

bis 14.05.03 

Fertigstellung des Rechtsgutachtens bis 10.06.03 
Deputationsbeschluss 11.06.03 
Behördenexterne Abstimmung bis 30.06.03 
Senatsbeschluss 08.07.03 
Beratung in den Ausschüssen bis 15.10.03 
Bürgerschaftssitzung (1. Sitzung) 29.11.03 
Bürgerschaftssitzung (2. Sitzung; Beschluss) 26.11.o. 15.12.03
In Kraft treten 01.01.04 
Wirksamwerden einzelner Elemente bis 01.08.04 
  
4.2 Immobilien  
Grundsatzentscheidung zur Übergabe der Immobilien an die HSBS bis 04.04.03 
Bei pos. Entscheidung: Bewertung der Immobilien (Auftrag durch FB 
?) 

bis 01.12.03 

Übergabe der Immobilien ; Bestandteil der Eröffnungsbilanz 01.01.04 
  
4.3 Organisationsentscheidungen für die BSH  
Erstellung eines Befragungsrasters für Standorte und 
Bildungsgänge der BSH (Ausbildungsbetriebe und bisherige 
Schulen) 

bis 01.05.03 

Erarbeitung von Entscheidungsvorlagen  bis 01.09.03 
Grundsatzentscheidung über Standorte und Bildungsgänge der BSH bis 01.10.03 
Wirksamwerden der neuen Struktur 01.08.04 
  
4.4 Modellierung des Bildungsangebots (Bildungsgänge, Bil-
dungspläne, Steuerung der Schülerströme) 

 

Grundsatzentscheidung über das künftige Bildungsangebot bis 04.04.03 
Detailregelungen zum Bildungsgangangebot (Entwürfe, gemeinsam 
mit Betrieben und Schulen) 

bis 30.07.03 

Detailregelungen zur Erstellung künftiger Bildungspläne und 
Steuerungsverfahren für Schülerströme (Entwürfe) 

bis 30.07.03 

Bekanntgabe der Detailregelungen für künftige Bildungsgänge 
(Information auch an allg. Schulen, SIZ-A, Berufsberatung, ...) 

01.08.03 

Erarbeitung der notw. Verordnungen (insb. APO’en) bis 01.10.03 
Abstimmungs- und Beratungsverfahren für die neuen Verordnungen bis 31.12.03 
Senatsbeschluss über die neuen Verordnungen bis 31.01.04 
In Kraft treten aller neuen Regelungen 01.08.04 
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4.5 Steuerung und Berichtswesen  
Grundsatzentscheidungen bis 04.04.03 
Erarbeitung von Regelungen für ein Kontrakt- und 
Qualitätsmanagement  

bis 30.06.04 

Einführung des Steuerungssystems und des Berichtswesens 01.08.04 
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